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Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Rüthen 

 

1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes RT Nr. 30 

- Fahrsicherheitszentrum Kaiserkuhle - 
 
hier: - Einleitungsbeschluss 

- Offenlegung 
 
 

a) Beschluss zur Einleitung des Verfahrens zur Änderung des  
 Bebauungsplanes RT Nr. 30 - Fahrsicherheitszentrum Kaiserkuhle - 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadtvertretung Rüthen hat in seiner Sitzung am 
01.02.2018 auf Antrag des Fahrsicherheitszentrums Kaiserkuhle beschlossen, eine Änderung der 
bestehenden planungsrechtlichen Grundlagen (Flächennutzungsplan sowie Bebauungsplan RT 
Nr. 30 „Fahrsicherheitszentrum Kaiserkuhle“) einzuleiten mit dem Ziel, auch den in 2008 errichte-
ten Teil der Verkehrsübungsanlage Kaiserkuhle für (in der Anzahl beschränkte) Motorsportveran-
staltungen nutzen zu können. 
 
Es zeichnet sich ab, dass der diesbezügliche Untersuchungsaufwand und somit auch das Plan-
verfahren zur Erreichung des vorgenannten Planungsziels einige Zeit in Anspruch nehmen wird. 
Unabhängig davon ist ein weiteres wichtiges Bestreben des Betreibers, auf dem vorhandenen 
Betriebsgelände ein neues Schulungsgebäude zu errichten. Die vorhandene Schulungsbaracke 
auf dem Verkehrsübungsgelände ist in die Jahre gekommen und für die Vielzahl angebotener 
Schulungen deutlich zu klein. Aus diesem Grund soll ein Neubau an geeigneter Stelle erfolgen. 
Der dafür ursprünglich vorgesehene Standort im Bebauungsplangebiet RT Nr. 30 kann leider 
nicht in Anspruch genommen werden, da dort aus technischen Gründen ein Speicherbecken und 
die Pumpstation für Verkehrsübungen unter Wassereinsatz platziert werden mussten. 
 
Ausschließliches Ziel der jetzigen Planung ist es daher, auf dem vorhandenen umfriedeten Ver-
kehrsübungsgelände die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung des neuen 
Schulungsgebäudes zu schaffen.  

Dies soll im beschleunigten Verfahren auf Grundlage der ohnehin bestehenden Einleitungsbe-
schlüsse im Rahmen einer (vorgezogenen) 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes 
RT Nr. 30 „Fahrsicherheitszentrum Kaiserkuhle“ geschehen. 

Für die ebenfalls angestrebte Änderung der Nutzungsart für Rennsport wird erst später mit der 
nötigen Vorlaufzeit für ökologische Untersuchungen die erforderliche FNP Änderung sowie ein 
eigenständiges zweites Bebauungsplanänderungsverfahren erfolgen. 

Die Gesamtfläche des Änderungs- /Ergänzungsbereichs der hier vorgesehenen 1. Änderung und 
Ergänzung des Bebauungsplanes umfasst rd. 3.500 m². Dessen Abgrenzungen ist der nachste-
henden Übersichtskarte zu entnehmen (graue Fläche unten rechts). 
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Abb. 1: Bebauungsplan RT Nr. 30 mit Abgrenzung des Geltungsbereiches der  
 1. Änderung und Ergänzung 

 

b) Anwendung des vereinfachten Verfahrens gem. § 13 BauGB  
 
Da durch die 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes RT Nr. 30 „Fahrsicherheitszent-
rum Kaiserkuhle“ die Grundzüge der Planung nicht beeinträchtigt werden, wird gem. § 13 BauGB 
das so genannte vereinfachte Verfahren durchgeführt. 
 
Voraussetzung dafür ist zudem, dass 
 

 die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet wird, 

 

 keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b 
des BauGB genannten Schutzgüter bestehen und 

 

 keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 
Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 
 

All dies kann in Bezug auf die Planinhalte, die im Prinzip nur aus der geplanten Verlegung des 
Schulungsgebäudes bestehen, verneint werden. 
 
Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB, von dem 
Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2 BauGB, welche Ar-
ten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklä-
rung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 BauGB abgesehen. § 4c BauGB (Überwachung) ist 
nicht anzuwenden. 
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c) Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB (Beteiligung der Öffentlichkeit) 
 
Im vereinfachten Verfahren kann – wie hier - gemäß § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB und von der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden. 
 
Stattdessen wird direkt die Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie eine Beteiligung der Behör-
den nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
Bei diesen Verfahrensschritten besteht ausreichend Gelegenheit zur Stellungnahme 
 
Es wird hiermit öffentlich bekannt gemacht, dass der Entwurf zur 1. Änderung und Ergänzung 
des Bebauungsplanes RT Nr. 30 „Fahrsicherheitszentrum Kaiserkuhle“ mit Begründung gemäß § 
3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
 
vom 04.02.2019 bis 08.03.2019 einschließlich 
 
bei der Stadtverwaltung Rüthen, Fachbereich 3, Stadtentwicklung, Zimmer 14 (bzw. gegenüber 
liegende Pinwand), während der allgemeinen Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich 
ausliegt. Während der Offenlegung können Stellungnahmen zur Planung, gerichtet an den Bür-
germeister der Stadt Rüthen, Hochstraße 14, 59602 Rüthen, vorgebracht bzw. abgegeben wer-
den. 
 

 
 
Abb. 2: Inhalt der 1. Änderung und Ergänzung des B-Planes RT Nr. 30 
 
 
Gleichzeitig werden die Unterlagen auf der Internetseite der Stadt Rüthen www.ruethen.de sowie 
im Landesportal www.uvp.nrw.de veröffentlicht Es ist möglich, im Zeitraum der Veröffentlichung 
Stellungnahmen per E-Mail an die Stadt Rüthen post@ruethen.de zu richten. 

http://www.ruethen.de/
http://www.uvp.nrw.de/
mailto:post@ruethen.de
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Unabhängig davon, dass Angaben zu umweltrelevanten Aspekten bei diesem Verfahren nicht 
erforderlich sind, wird auf den bereits rechtskräftigen Bebauungsplanes RT Nr. 30 und die sei-
nerzeitige Begründung vom 10.08.2007 mit ausführlichem Umweltbericht sowie Eingriffs- und 
Ausgleichsbilanzierung und entsprechende Kartierungen hingewiesen.Des Weiteren gibt es auch 
aus dem damaligen Planverfahren ein Schallimmissionsgutachten der DEKRA vom 09.05.2007. 
 
Da sich durch die Verlagerung des Schulungsgebäudes bzw. Überplanung bereits bestehender 
Nutzflächen keine zusätzlichen Versiegelungen oder immissionstechnische Veränderungen er-
geben, kann davon ausgegangen werden, dass die Schutzgüter Mensch, Tiere, Pflanzen, Boden, 
Wasser, Luft und Klima sowie Landschaft keine neuen oder gar unzumutbaren Beeinträchtigun-
gen erleiden. 
 
Im Hinblick auf den Umgebungsschutz des Vogelschutzgebietes Hellweg Börde wird auf die In-
ternetseite sowie die Veröffentlichungen der Arbeitsgemeinschaft Biologischer Umweltschutz im 
Kreis Soest e.V. http://www.abu-naturschutz.de verwiesen sowie insbesondere auf die Jahresbe-
richte zu Wachtelkönigbeobachtungen und Registrierung anderer Vogelarten. 
 
Die Beteiligung der Behörden, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden kön-
nen, erfolgt nach § 4 Abs. 2 BauGB zeitgleich zur Offenlegung. 
 
Rüthen, 04.01.2019 
 
 
 
 
 
         gez.  
        - Weiken - 
   Bürgermeister 
 

http://www.abu-naturschutz.de/
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Zwangsversteigerungen 

 
Vom Amtsgericht Warstein wird auf einige Zwangsversteigerungen hingewiesen.  
Einzelheiten sind im Bekanntmachungskasten des Rathauses, Hochstraße 14, Rüthen ausge-
hängt. 
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